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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Dezember 1962 

7 — 81100 — 5116/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Fortzahlung 
des Arbeitsentgelts im Krankheitsfalle 
(Lohnfortzahlungsgesetz) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 251. Sitzung am 30. November 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krankheitsfalle 
(Lohnfortzahlungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Entgeltfortzahlung im Krankheitsfalle 

§ 1 

Grundsatz der Entgellfortzahlung 

(1) Wird ein Arbeitnehmer nach Beginn der Be- 
schäftigung infolge Krankheit an seiner Arbeits- 
leistung verhindert (Arbeitsunfähigkeit), ohne daß 
ihn ein Verschulden trifft, so verliert er dadurch 
nicht den Anspruch auf das Arbeitsentgelt für die 
Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zur Dauer von sechs 
Wochen. Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes 
sind Angestellte und Arbeiter sowie die in einem 
Berufsausbildungsverhältnis stehenden Personen; 
die den letzteren gewährte Vergütung gilt als Ar- 
beitsentgelt im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht 

1. für die Zeiten der Arbeitsunfähigkeit, die 
auf einem Unfall, den der Arbeitnehmer 
bei einer anderen während des Bestehens 
des Arbeitsverhältnisses ausgeübten Er- 
werbstätigkeit erlitten hat, oder auf einer 
Berufskrankheit beruht, die er sich durch 
eine solche Tätigkeit zugezogen hat; 

2. für den Zeitraum, für den einer Arbeitneh- 
merin Mutterschaftsgeld nach § 212 der 
Reichsversicherungsordnung zusteht. 

§ 2 

Höhe des fortzuzahlenden Arbeitsentgelts 

Für den in § 1 bezeichneten Zeitraum ist das ver- 
einbarte Arbeitsentgelt fortzuzahlen. Für die Ermitt- 
lung der Höhe von Akkordlohn oder einer sonstigen 
auf das Ergebnis der Arbeit abgestellten Vergütung 
ist der in den letzten dreizehn Wochen vor Eintritt 
der Arbeitsunfähigkeit erzielte Durchschnittsver- 
dienst maßgeblich; der Arbeitnehmer hat jedoch 
höchstens Anspruch auf den Betrag, den er erhalten 
hätte, wenn er nicht arbeitsunfähig geworden wäre. 

§ 3 

Anzeigepflicht 

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Arbeit- 
geber die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussicht- 
liche Dauer unverzüglich anzuzeigen. Das gleiche 
gilt, wenn die Arbeitsunfähigkeit länger dauert, als 
zunächst angezeigt war. 


§ 4 

Nachweispflichten des Arbeitnehmers bei Geltend- 
machung des Anspruchs 

(1) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Arbeit- 
geber die Arbeitsunfähigkeit nachzuweisen. Er hat 
spätestens am dritten Tage nach Beginn der Arbeits- 
unfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung über die 
Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche 
Dauer vorzulegen; die Bescheinigung muß einen 
Vermerk darüber enthalten, daß der zuständigen 
Dienststelle des für die gesetzliche Krankenversiche- 
rung zuständigen vertrauensärztlichen Dienstes 
(§§ 405 bis 415 der Reichsversicherungsordnung) ein 
Befundbericht übersandt wird. Der Arbeitgeber kann 
die Vorlage der Bescheinigung auch zu einem frühe- 
ren Zeitpunkt verlangen. Dauert die Arbeitsunfähig- 
keit länger als in der ärztlichen Bescheinigung ange- 
geben, so ist der Arbeitnehmer verpflichtet, unver- 
züglich eine weitere ärztliche Bescheinigung vorzu- 
legen. 

(2) Der Arbeitnehmer hat sich einer Begutachtung 
der Arbeitsunfähigkeit durch einen Arzt des ver- 
trauensärztlichen Dienstes zu unterziehen und an 
allen geeigneten Maßnahmen mitzuwirken, die die- 
ser Begutachtung dienen. 

(3) Ist eine Begutachtung der Arbeitsunfähigkeit 
durch den vertrauensärztlichen Dienst nicht möglich, 
weil der Arbeitnehmer sich während der Arbeits- 
unfähigkeit im Ausland aufhält, so ist der Arbeit- 
nehmer unbeschadet der Verpflichtungen nach § 3 
und Absatz 1 auf Verlangen des Arbeitgebers ver- 
pflichtet, unverzüglich eine dem Gutachten des ver- 
trauensärztlichen Dienstes entsprechende Bescheini- 
gung über die Arbeitsunfähigkeit vorzulegen. In 
Tarif- und Einzelarbeitsverträgen können hierüber 
besondere Vereinbarungen getroffen werden. Rege- 
lungen auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarun- 
gen bleiben unberührt. 

(4) Die dem Arbeitnehmer durch die Ausstellung 
des Befundberichts (Absatz 1) und die Begutachtung 
(Absätze 2 und 3) entstehenden Kosten einschließ- 
lich seiner notwendigen Aufwendungen fallen dem 
Arbeitgeber zur Last, soweit sie nicht von der ge- 
setzlichen Krankenversicherung zu tragen sind. 

§ 5 

Forderungsübergang bei Dritthaftung 

(1) Kann der Arbeitnehmer auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften von einem Dritten Schadenersatz we- 
gen des Verdienstausfalles beanspruchen, der ihm 
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durch die Arbeitsunfähigkeit erwachsen ist, so geht 
dieser Anspruch insoweit auf den Arbeitgeber über, 
als dieser dem Arbeitnehmer nach diesem Gesetz 
das Arbeitsentgelt weiterzugewähren hat. Der Über- 
gang kann nicht zum Nachteil des Berechtigten gel- 
tend gemacht werden. 

(2) Der Arbeitnehmer hat in diesem Falle dem 
Arbeitgeber die Umstände mitzuteilen, unter denen 
die Arbeitsunfähigkeit herbeigeführt worden ist, 
und zur Person des Dritten die notwendigen An- 
gaben zu machen. 

§ 6 

Leistungsverweigerungsrecht des Arbeitgebers 

Der Arbeitgeber ist berechtigt, die Fortzahlung 
des Arbeitsentgelts so lange zu verweigern, wie der 
Arbeitnehmer schuldhaft keine ärztliche Bescheini- 
gung über die Arbeitsunfähigkeit vorlegt oder den 
ihm nach § 4 Abs. 2 oder 3 oder § 5 Abs. 2 oblie- 
genden Verpflichtungen schuldhaft nicht nachkommt. 

§ 7 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

(1) Der Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsent- 
gelts wird nicht dadurch berührt, daß der Arbeit- 
geber das Arbeitsverhältnis wegen der Arbeitsun- 
fähigkeit kündigt. Das gleiche gilt, wenn der Arbeit- 
nehmer das Arbeitsverhältnis aus einem vom Ar- 
beitgeber zu vertretenden Grunde kündigt, der den 
Arbeitnehmer zur außerordentlichen Kündigung be- 
rechtigt. 

(2) Endet das Arbeitsverhältnis vor Ablauf der in 
§ 1 Abs. 1 bezeichneten Zeit nach dem Beginn der 
Arbeitsunfähigkeit, ohne daß es einer Kündigung 
bedarf, oder infolge einer Kündigung aus anderen 
als den in Absatz 1 bezeichneten Gründen, so er- 
lischt der Anspruch mit dem Ende des Arbeitsver- 
hältnisses. 

§ 8 

Wirtschaftliche Sicherung für den Krankheitsfall im 
Bereich der Heimarbeit 

(1) In Heimarbeit Beschäftigte und ihnen nach 
§ 1 Abs. 2 Buchstaben a bis c des Heimarbeits- 
gesetzes vom 14. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 191) Gleichgestellte haben gegen ihren Auftrag- 
geber oder, falls sie von einem Zwischenmeister 
beschäftigt werden, gegen diesen, Anspruch auf Zah- 
lung eines Zuschlags zum Arbeitsentgelt. Der Zu- 
schlag beträgt 

a) für Heimarbeiter (§ 1 Abs. 1 Buchstabe a 
des Heimarbeitsgesetzes) und die nach § 1 
Abs. 2 Buchstabe a des Heimarbeitsgeset- 
zes Gleichgestellten drei vom Hundert, 

b) für Hausgewerbetreibende (§ 1 Abs. 1 
Buchstabe b des Heimarbeitsgesetzes) und 
die nach § 1 Abs. 2 Buchstaben b und d 
des Heimarbeitsgesetzes Gleichgestellten 
viereinhalb vom Hundert 


des Arbeitsentgelts vor Abzug der Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge ohne Unkostenzuschlag, 
jedoch einschließlich des Betrages für den Lohnaiis- 
fall an gesetzlichen Feiertagen und des Urlaubs- 
entgelts. Der Zuschlag für die unter Buchstabe b auf- 
geführten Personen dient zugleich zur Sicherung der 
Ansprüche der von ihnen Beschäftigten. 

(2) Zwischenmeister, die den in Heimarbeit Be- 
schäftigten nach § 1 Abs. 2 Buchstabe d des Heim- 
arbeitsgesetzes gleichgestellt sind, haben gegen 
ihren Auftraggeber Anspruch auf Vergütung der 
von ihnen nach Absatz 1 nachweislich zu zahlenden 
Zuschläge. 

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 in Betracht 
kommenden Zuschläge sind gesondert in den Ent- 
geltbeleg einzutragen. 

(4) Für Heimarbeiter (§ 1 Abs. 1 Buchstabe a 
ies Heimarbeitsgesetzes), die krankenversicherungs- 
pflichtig, nur für einen Auftraggeber tätig sind und 
tarifvertraglich allgemein wie Betriebsarbeiter be- 
handelt werden, kann durch Tarifvertrag bestimmt, 
werden, daß sie statt der in Absatz 1 Satz 2 Buch- 
stabe a bezeichneten Leistungen die den Arbeit- 
nehmern im Falle ihrer Arbeitsunfähigkeit nach die- 
sem Gesetz zustehenden Leistungen erhalten. Bei 
der Bemessung des Anspruchs auf Arbeitsentgelt 
bleibt der Unkostenzuschlag außer Betracht. 

(5) Auf die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen 
Zuschläge finden die §§ 23 bis 25, 27 und 28, auf 
die in Absatz 1 vorgesehenen Zuschläge außerdem 
§ 21 AbiS. 2 des Heimarbeitsgesetzes entsprechende 
Anwendung. 

§ 9 

Unabdingbarkeit 

Durch Tarifvertrag kann von den Vorschriften 
über die Berechnung des fortzuzahlenden Arbeits- 
entgelts (§ 2) abgewichen werden. Im Geltungsbe- 
reich eines solchen Tarifvertrages kann die Geltung 
entsprechender abweichender Bestimmungen auch 
für nicht vom Tarifvertrag erfaßte Arbeitsverhält- 
nisse im Einzelarbeitsvertrag vereinbart werden. 
Im übrigen können die Vorschriften dieses Abschnit- 
tes nicht zuungunsten der Arbeitnehmer oder der 
nach § 8 berechtigten Personen abbedungen werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Kostenausgleich 

§ 10 

Grundsatz des Kostenausgleichs 

Die Träger der Krankenversicherung (§ 234 der 
Reichsversicherungsordnung) erstatten den Arbeit- 
gebern fünfundsiebzig vom Hundert der Aufwen- 
dungen für die Entgeltfortzahlung im Krankheits- 
fälle (§ 1) an krankenversicherungspflichtige Arbei- 
ter (Kostenausgleich). Den Erstattungsbetrag hat der 
Träger der Krankenversicherung zu gewähren, bei 
dem der arbeitsunfähige Arbeiter versichert ist. 
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§ 11 

Aufbringung der Mittel 

(1) Die Mittel zur Durchführung des Kostenaus- 
gleichs werden durch Beiträge der Arbeitgeber auf- 
gebracht. 

(2) Die Beiträge sind in Vomhundertsätzen des 
Entgelts festzusetzen, das für die Bemessung der 
Beiträge für versicherungspflichtige Arbeiter in der 
gesetzlichen Krankenversicherung maßgebend ist. 

§ 12 

Anwendung sozialversicherungsrechtlicher 
Vorschriften 

Die Vorschriften des Ersten Buches, dos Vierten, 
Fünften, Sechsten, Zehnten und Elften Abschnitts 
des Zweiten Buches, des Sechsten Buches der Reichs- 
versicherungsordnung und des Reichsknappschafts- 
gesetzes finden sinngemäß Anwendung, soweit die- 
ses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

§ 13 

Gewährung des Erstattungsbetrages 

Der Erstattungsbetrag wird gewährt, wenn die 
Entgeltfortzahlung nach § 1 abgeschlossen ist. 

§ 14 

Rückforderung 

(1) Zu Unrecht geleistete Erstattungsbeträge sind 
zurückzufordern, soweit 

1. der Empfänger die Gewährung dadurch 
herbeigeführt hat, daß er vorsätzlich oder 
grobfahrlässig falsche oder unvollständige 
Angaben gemacht hat, 

2, der Empfänger wußte oder infolge grober 
Fahrlässigkeit nicht wußte, daß ein An- 
spruch auf Kostenausgleich nicht bestand. 

Der Empfänger der Leistungen kann sich nicht dar- 
auf berufen, daß er durch die zu Unrecht gezahlten 
Beträge nicht mehr bereichert sei. 

(2) Von der Rückforderung kann abgesehen wer- 
den, wenn der zuviel gezahlte Betrag gering ist und 
der entstehende Verwaltungsaufwand unverhält- 
nismäßig groß sein würde. 

§ 15 

Abtretung 

Ist auf den Arbeitgeber ein Anspruch auf 
Schadensersatz gemäß § 5 übergegangen, so ist der 
Träger der Krankenversicherung zur Gewährung 
von Kostenausgleich nur verpflichtet, wenn der 
Arbeitgeber den auf ihn übergegangenen Anspruch 
bis zur Höhe des Erstattungsbetrages an den Träger 
der Krankenversicherung abtritt. 


§ 16 

Verjährung und Aufrechnung 

(1) Der Erstattungsanspruch verjährt in zwei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem er 
entstanden ist. 

(2) Gegen Ansprüche des Berechtigten dürfen 
nur aufgerechnet werden Ansprüche des Trägers 
der Krankenversicherung auf 

1. Zahlung geschuldeter Beiträge, 

2. Rückzahlung von Vorschüssen, 

3. Erstattung von zu Unrecht gezahlten Er- 
stattungsbeträgen, 

4. Erstattung von Verfahrenskosten, 

5. Zahlung von Ordnungsstrafen oder 
Zwangsgeld, 

6. Herausgabe einer von einem Dritten an 
den Berechtigten bewirkten Leistung, die 
dem Träger der Krankenversicherung ge- 
genüber wirksam ist. 

(3) Gegen Ansprüche des Berechtigten darf der 
Träger der Krankenversicherung auch Ansprüche 
auf Zahlung geschuldeter Beiträge aufrechnen, die 
er für andere Träger der Sozialversicherung einzu- 
ziehen hat. 

§ 17 

Sondervermögen 

Die Mittel für den Kostenausgleich sind vom Trä- 
ger der Krankenversicherung als Sondervermögen 
zu verwalten. 

§ 18 

Rechtsweg 

(1) Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in An- 
gelegenheiten dieses Abschnitts ist der Sozialrechts- 
weg gegeben. Ein Vorverfahren findet statt. 

(2) Die Berufung ist nur zulässig, wenn der Wert 
des Beschwerdegegenstandes eintausend Deutsche 
Mark übersteigt. § 150 des Sozialgerichtsgesetzes 
gilt entsprechend. 

§ 19 

Ausnahmevorschriften 

Die Vorschriften dieses Abschnittes finden keine 
Anwendung 

1. auf den Bund, die Länder, die Gemeinden und 
Gemeindeverbände sowie sonstige Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts, 

2. Dienststellen und diesen gleichgestellte Ein- 
richtungen der in der Bundesrepublik statio- 
nierten ausländischen Truppen und der auf 
Grund des Nordatlantikpaktes errichteten in- 
ternationalen militärischen Hauptquartiere, 
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3. auf Arbeitgeber hinsichtlich solcher Arbeiter, 
die bei einer Betriebskrankenkasse versichert 
sind, 

4. auf Hausgewerbetreibende mit fremden Hilfs- 
kräften sowie die in § 1 Abs. 2 Buchstaben b 
bis c des Heimarbeitsgesetzes bezeichneten 
Personen, wenn sie hinsichtlich der Entgelt- 
regelung gleichgestellt sind. 


DRITTER ABSCHNITT 

Übergangs- und Sclilußvorschriften 

§ 20 

Änderung von Gesetzen 

(1) Das Bürgerliche Gesetzbuch wird wie folgt 
geändert: 

§ 616 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„Absatz 1 gilt nicht für Arbeitnehmer im Sinne 

des Lohnfortzahlungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS... .), wenn die Verhinderung 
an der Dienstleistung auf Krankheit beruht.“ 

(2) Das Handelsgesetzbuch wird wie folgt ge- 
ändert: 

In § 63 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn die Ver- 
hinderung an der Dienstleistung auf Krankheit be- 
ruht. “ 

(3) Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 
In § 133 c wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Absatz 2 gilt nicht, wenn die Verhinderung 
an der Verrichtung der Dienste auf Krankheit be- 
ruht.“ 

(4) Das Gesetz zur Verbesserung der wirtschaft- 
lichen Sicherung der Arbeiter im Krankheitsfalle 
vom 26. Juni 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 649) in der 
Fassung des Gesetzes vom 12. Juli 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 913) wird aufgehoben. 

(5) Das Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 713), geändert durch Gesetz vom 
25. August 1961 (Bundesgesetzbl. II S. 1391), wird 
wie folgt geändert: 

§ 48 Abs. 1 Sätze 2 und 3 werden durch folgende 
Sätze ersetzt: 

Jm übrigen gelten die Vorschriften des Lohnfort- 
zahlungsgesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....). Die Vorschriften der §§ 4 und 6 
dieses Gesetzes sind jedoch nicht anzuwenden, 
wenn und solange das Besatzungsmitglied sich an 
Bord des Schiffes oder außerhalb des Geltungs- 
bereiches des Grundgesetzes aufhält.“ 

(6) Die Reichsversicherungsordnung wird wie 
folgt geändert: 

a) In § 1290 wird nach Absatz 2 folgender Ab- 
satz 2 a angefügt: 


„(2 a) Wird Arbeitsentgelt an einen Arbeit- 
nehmer gezahlt, der infolge Krankheit an seiner 
Arbeitsleistung verhindert ist, so ist die Rente 
wegen Berufsunfähigkeit oder wegen Erwerbs- 
unfähigkeit frühestens vom Beginn des Monats 
an zu gewähren, in dem der Zeitraum endet, für 
den ein Anspruch auf Fortzahlung des Arbeits- 
entgelts nach dem Lohnfortzahlungsgesetz vom 
(Bundesgesetzbl. IS..,.) be- 
steht.“ 

b) In § 1290 Abs. 3 wird in Satz 1 hinter dem Wort 
„werden“ der Punkt durch einen Strichpunkt er- 
setzt und folgender neuer Halbsatz anaefügt: 

„Absatz 2 a gilt entsprechend." 

(7) Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert: 

a) In § 67 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2 a 
angefügt: 

„(2 a) Wird Arbeitsentgelt an einen Arbeit- 
nehmer gezahlt, der ii\folge Krankheit an seiner 
Arbeitsleistung verhindert ist, so ist die Rente 
wegen Berufsunfähigkeit oder wegen Erwerbs- 
unfähigkeit frühestens vom Beginn des Monats 
an zu gewähren, in dem der Zeitraum endet, für 
den ein Anspruch auf Fortzahlung des Arbeits- 
entgelts nach dem Lohnfortzahlungsgesetz vom 
(Bundesgesetzbl. IS....) be- 
steht." 

b) In § 67 Abs. 3 wird in Satz 1 hinter dem Wort 
„werden" der Punkt durch einen Strichpunkt er- 
setzt und folgender neuer Halbsatz angefügt: 

„Absatz 2 a gilt entsprechend." 

(8) Das Reichsknappschaftsgesetz wird wie folgt 
geändert: 

a) In § 82 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2 a 
angefügt: 

„(2 a) Wird Arbeitsentgelt an einen Arbeit- 
nehmer gezahlt, der infolge Krankheit an seiner 
Arbeitsleistung verhindert ist, so ist die Berg- 
mannsrente nach § 45 Abs. 1 Nr. 1 oder die 
Knappschaftsrente frühestens vom Beginn des 
Monats an zu gewähren, in dem der Zeitraum 
endet, für den ein Anspruch auf Fortzahlung des 
Arbeitsentgelts nach dem Lohnfortzahlungs- 
gesetz vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) besteht.“ 

b) In § 82 Abs. 3 wird in Satz 1 hinter dem Wort 
„werden“ der Punkt durch einen Strichpunkt er- 
setzt und folgender neuer Halbsatz angefügt: 

„Absatz 2 a gilt entsprechend." 

§ 21 

Übergangsregelung 

Für Fälle einer Arbeitsunfähigkeit im Sinne des 
§ 1, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ein- 
getreten sind, bleiben die Vorschriften des Gesetzes 
zur Verbesserung der wirtschaftlichen Sicherung der 
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Arbeiter im Krankheitsfälle vom 26. Juni 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 649) in der Fassung des Gesetzes 
vom 12. Juli 1961 (Bundesgesetzbi. I S. 913) maßgeb- 
lich. 

§ 22 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbi. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 23 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden zweiten Kalenderviertel- 
jahres in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die Frage der Lohnfortzahlung an erkrankte Arbeiter 
hat die gesetzgebenden Körperschaften bereits in 
den beiden letzten Legislaturperioden beschäftigt. 
In der 2. Legislaturperiode lag dem Bundestag ein 
Antrag der Fraktion der SPD vom 28. September 
1955 über den Entwurf eines Gesetzes zur Gleich- 
stellung aller Arbeitnehmer im Krankheitsfall (BT- 
Drucksache 1704) vor. Der Entwurf sah eine Ände- 
rung des § 616 BGB im Sinne einer Gleichstellung 
der Arbeiter mit den Angestellten im Krankheits- 
fall vor. Die Erörterungen im Bundestag haben zur 
Verabschiedung des Gesetzes zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im Krank- 
heitsfall vom 26. Juni 1957 (BGBL I S. 649) geführt. 
Dieses Gesetz beruhte auf der sogenannten „ge- 
spaltenen Lösung", d. h., es sah vor, daß dem Arbei- 
ter im Krankheitsfalle neben den Leistungen aus 
der gesetzlichen Krankenversicherung (Kranken- 
oder Hausgeld) ein Zuschuß des Arbeitgebers bis 
zur Höhe von 90 v. H. des Nettoarbeitsentgelts ge- 
währt wurde. In der 3. Legislaturperiode waren dem 
Bundestag eine Reihe von Abänderungsanträgen zu 
diesem Gesetz eingereicht worden (Antrag der Frak- 
tion der SPD vom 21. Juni 1960, BT-Drucksache 1926, 
Artikel 3, Antrag der FDP vom 11. Dezember 1957, 
BT-Drucksache 83). Außerdem hatte die Fraktion 
der SPD einen Entschließungsentwurf vorgelegt, 
wonach die Bundesregierung ersucht werden sollte, 
dem Bundestag den Entwurf eines Gesetzes über 
die Lohnfortzahlung für Arbeiter im Krankheits- 
fälle vorzulegen (Antrag vom 21. Juni 1960, BT- 
Drucksache 1927). Die Beratungen im Bundestag 
führten, in Verfolgung eines Initiativantrags der 
CDU/CSU (BT-Drucksache 2478 vom 10. Februar 
1961), zu einer Novellierung des Gesetzes vom 
26. Juni 1957 durch das «Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes zur Verbesserung der wirt- 
schaftlichen Sicherung der Arbeiter im Krankheits- 
fälle" vom 12. Juli 1961 (BGBl. I S. 913). Hierbei 
wurde an der gespaltenen Lösung festgehalten; es 
wurde jedoch, neben anderen Verbesserungen, der 
an den Arbeiter zu gewährende Zuschuß des Arbeit- 
gebers so erhöht, daß nunmehr 100 v. H. des Netto- 
arbeitsentgelts erreicht wurden, der Arbeiter in der 
praktischen Auswirkung also dem Angestellten 
weitgehend gleichgestellt wurde. Beide Regelungen, 
sowohl das Gesetz von 1957 wie das Gesetz von 
1961, wurden jedoch von der Mehrheit des Bundes- 
tages nur als Zwischenlösungen auf dem Wege zur 
völligen Gleichstellung der Arbeiter mit den Ange- 
stellten im Krankheitsfalle betradatet (vgl. den 
Schriftlichen Bericht des Abgeordneten Meyer 
[Wanne-Eickel] vom 27. April 1961, BT-Druck- 
sache 2748 zu der Einbringung der Drucksache 2478, 
und die Ausführungen des Abgeordneten Horn vor 
dem Deutschen Bundestag, Protokoll über die 
145. Sitzung am 23. Februar 1961, S. 8215). 


Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß im Rah- 
men der fortschrittlichen Sozialpolitik, der ihre be- 
sondere Aufmerksamkeit gilt, die arbeits rechtliche 
Gleichstellung der Arbeiter mit den Angestellten 
im Krankheitsfalle einen sehr wichtigen Sdiritt dar- 
stellt, der nunmehr getan werden sollte. Der vor- 
gelegte Entwurf bringt diese Gleichstellung in Form 
der sogenannten „arbeitsrechtlichen Lösung". Diese 
Lösung würde das bisherige, verhältnismäßig kom- 
plizierte Arbeiterkrankheitsgesetz vom 12. Juli 1961 
ersetzen; gleichzeitig würden steuerliche Unzuträg- 
lichkeiten beseitigt werden. Die Regelung der Ent- 
geltfortzahlung im Krankheitsfalle auf dieser Basis 
würde schließlich einen wesentlichen Schritt auf 
dem Wege zu dem geforderten Gesetzbuch der 
Arbeit darstellen. 

Der Entwurf sieht im Zusammenhang mit dem Nach- 
weis der Arbeitsunfähigkeit die Mitwirkung des 
vertrauensärztlichen Dienstes vor, der bei den Trä- 
gern der Sozialversicherung gebildet ist und bisher 
schon im Rahmen der gesetzlichen Kranken- und 
Unfallversicherung entsprechende Aufgaben gehabt 
hat. 

Ein ernstes Problem stellt die Belastung dar, die 
sich aus der vorgesehenen arbeitsrechtlichen Lösung, 
insbesondere für die Klein- und Mittelbetriebe, er- 
geben kann. Aus diesem Grunde hatte bereits der 
SPD-Entwurf von 1955 die Errichtung eines soge- 
nannten Ausgleichsstockes vorgesehen, der alle Be- 
triebe mit bis zu 100 Beschäftigten umfassen und 
den Arbeitgebern dieser Betriebe 75 v. H. der durch 
die Fortzahlung des Entgelts im Krankheitsfall ent- 
stehenden Kosten erstatten sollte; die hierfür er- 
forderlichen Mittel sollten durch Beiträge der be- 
teiligten Arbeitgeber nach Maßgabe der Lohn- 
summe der einzelnen Betriebe aufgebracht werden. 
Der vorliegende Entwurf sieht ein besonderes 
Kostenausgleichsverfahren vor, das, um die Schaf- 
fung neuer Einrichtungen zu vermeiden und den Ver- 
waltungsaufwand niedrig zu halten, von den Trägern 
der gesetzlichen Krankenversicherung durchgeführt 
werden soll. Die Mittel für den Ausgleich sollen 
durch Beiträge der beteiligten Arbeitgeber aufge- 
bracht werden. 

Die Grundsätze des vorliegenden Entwurfs lassen 
sich wie folgt zusammenfassen: 

1. Der Arbeitgeber übernimmt für alle Arbeitneh- 
mer im Falle der Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit (einschließlich Unfall) die Existenz- 
sicherung durch Lohnfortzahlung für die Zeit der 
Arbeitsunfähigkeit bis zur Dauer von 6 Wochen. 
Der Anspruch auf Lohnfortzahlung setzt eine un- 
verschuldete Arbeitsunfähigkeit des Arbeitneh- 
mers voraus und ist an keine Wartezeit gebun- 
den. Auch eine Karenzzeit ist nicht vorgesehen. 

2. Der Arbeitnehmer ist arbeitsrechtlich verpflich- 
tet, sich einer Untersuchung durch den ver- 
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trauensärztlidien Dienst zum Zwecke der Begut- 
achtung der Arbeitsunfähigkeit zu unterziehen. 
Organisation und Tätigkeit des vertrauensärzt- 
lichen Dienstes sollen im Rahmen des Kranken- 
versicherungsneuregelungsgesetzes geregelt wer- 
den. 

3, Der Wirtschaft soll es durch die Einrichtung 
eines Kostenausgleichsverfahrens erleichtert 
werden, das durch die Lohnfortzahlung ent- 
stehende wirtschaftliche Risiko zu tragen. 

4. Mit Rücksicht auf den engen Zusammenhang, in 
dem die Frage der Entgeltfortzahlung an Arbeit- 
nehmer mit der Reform der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung steht, soll der vorliegende Ent- 
wurf erst gleichzeitig mit der Neuregelung der 
gesetzlichen Krankenversicherung Gesetzeskraft 
erlangen. 


B. Besonderer Teil 


ERSTER ABSCHNITT 

Entgeltfortzahlung im Krankheitsfalle 
Zu § 1 

Absatz 1 enthält den Grundsatz der vollen Entgelt- 
fortzahlung für Arbeiter und Angestellte im Krank- 
heitsfall für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zur 
Dauer von 6 Wochen. Die Vorschrift bezieht in 
ihren Geltungsbereich auch die in der Berufsausbil- 
dung stehenden Personen ein. 

Der Entwurf hält an dem in § 616 Abs. 1 BGB und 
den entsprechenden Bestimmungen des RGB (§ 63), 
der Gewerbeordnung (§ 133 c Abs. 2) und des 
Arbeiterkrankheitsgesetzes vom 26. Juni 1957 (§ 1 
Abs. 1) ausgesprochenen Grundsatz fest, daß nur 
eine vom Arbeitnehmer unverschuldete Krankheit 
den Anspruch auf Entgeltfortzahlung durch den 
Arbeitgeber auslöst. Auf eine Definition des Ver- 
schuldens wird, wie bisher auch schon, verzichtet 
werden können. Die Rechtsprechung hat diesen Be- 
griff in maßvoller Weise im wesentlichen dahin 
ausgelegt, daß es sich um einen gröblichen Verstoß 
gegen das von einem verständigen Menschen im 
eigenen Interesse zu erwartende Verhalten han- 
deln müsse (vgl. Bundesarbeitsgericht AP Nr. 13 zu 
§ 1 Arbeiterkrankheitsgesetz, bestätigt durch Urteil 
vom 5. 4. 1962 — 2 AZR 182/61). Der Begriff der 
Krankheit umfaßt, wie gleichfalls bisher schon (§ 1 
des Arbeiterkrankheitsgesetzes), auch den Unfall; 
auch hier wird daher davon abgesehen werden 
können, dies im Gesetz ausdrücklich hervorzuheben. 
Nach der derzeitigen Rechtslage setzt die Zuschuß- 
zahlung an Arbeiter erst nach einer Betriebszuge- 
hörigkeit von 4 Wochen ein (§ 1 Abs. 2 des Arbei- 
terkrankheitsgesetzes); außerdem ergeben sich für 
Arbeiter möglicherweise ein oder mehrere Karenz- 
tage, da die Zuschußzahlung nach dem Arbeiter- 
krankheitsgesetz erst mit dem der ärztlichen Fest- 
stellung der Arbeitsunfähigkeit folgenden Tage be- 


ginnt. Der Entwurf verzichtet im Interesse einer 
vollen rechtlichen Gleichstellung der Arbeiter mit 
den Angestellten auf solche Beschränkungen; der 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung wird lediglich da- 
von abhängig gemacht, daß der Arbeitnehmer die 
vertragsgemäße Beschäftigung bereits aufgenom- 
men hat. Der im Entwurf verwendete Begriff der 
Arbeitsunfähigkeit ist unter arbeitsrechtlichen Ge- 
sichtspunkten auszulegen; Arbeitsunfähigkeit im 
Sinne des Absatzes 1 bedeutet Verhinderung an der 
auf Grund des Arbeitsvertrages zu erbringenden 
Arbeitsleistung infolge Krankheit. 

Nach Absatz 1 wird dem Arbeitnehmer der An- 
spruch auf Entgeltfortzahlung nur in dem Umfange 
gewährt, wie er ihn auch ohne Eintritt des Hinde- 
rungsgrundes der Arbeitsunfähigkeit gehabt hätte. 
Absatz 1 stellt diese Rechtslage durch die Verwen- 
dung des Ausdruckes „verliert er dadurch nicht" 
klar. Der in den Entscheidungen des Bundesarbeits- 
gerichts vom 29. 9. 1960 — 2 AZR 435/58 — und 
vom 15. 2. 1962 — 2 AZR 322/60 — für den Be- 
reich des Arbeiterkrankheitsgesetzes aufgestellte 
Grundsatz, der erkrankte Arbeiter solle auch dann, 
wenn er während der Krankheitszeit bei Aufrecht- 
erhaltung des Arbeitsverhältnisses aus anderen 
Gründen keinen Lohn erhalten hätte (z. B. bei Lohn- 
ausfall aus Witterungsgründen im Baugewerbe), den 
Anspruch auf den Arbeitgeberzuschuß behalten, 
wird in die Neuregelung des Entgeltfortzahlungs- 
rechtes nicht übernommen; in der Rechtslehre ist 
dieser Grundsatz auch auf starke Kritik gestoßen. 
Aus Absatz 1 ergibt sich zugleich, daß der Anspruch 
auf Entgeltfortzahlung seiner rechtlichen Natur nach 
ein Lohnanspruch ist, unbeschadet des Umstandes, 
daß er auf dem arbeitsrechtlichen Gesichtspunkt der 
Fürsorgepflicht des Arbeitgebers beruht. Die Ver- 
pflichtung zur vollen Lohnfortzahlung gemäß Ab- 
satz 1 ist insofern umfassend, als sie sowohl für den 
Fall der vorübergehenden als auch der dauernden 
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit besteht. Die 
herrschende Rechtsauffassung zu § 616 BGB geht 
dahin, daß diese Vorschrift dann unanwendbar sei, 
wenn ein Arbeitnehmer durch einen in seiner Per- 
son liegenden Grund für erhebliche Dauer an der 
Dienstleistung verhindert ist, und daß er in einem 
solchen Fall den Vergütungsanspruch auch nicht für 
eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit behalte. 
Dies entspricht auch der Rechtsprechung des Bun- 
desarbeitsgerichts, soweit es sich um Arbeiter han- 
delt (Beschluß des Großen Senats vom 18. 12. 1959 
— GS 8/58 — in Abweichung von der Entscheidung 
des Zweiten Senats vom 24. 2. 1955 — 2 AZR 10/54 
— ). Angestellte haben hingegen nach der gleichen 
Entscheidung im Falle der Dienstverhinderung in- 
folge unverschuldeter Krankheit den Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung bis zur Dauer von 6 Wochen, 
auch wenn die Verhinderung länger als 6 Wochen 
dauert. Die Fassung des Absatzes 1 beseitigt, in- 
dem sie es für den Grund des Anspruches nicht 
mehr auf die Frage der kurz oder lang dauern- 
den Arbeitsverhinderung abstellt, jeden Zweifel an 
der für jeden der beiden Fälle geltenden Verpflich- 
tung zur Lohnfortzahlung. Damit wird die Rechts- 
stellung des Arbeiters verbessert und die durch die 
angeführte Entscheidung des Großen Senats des 
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Bundesarbeitsgerichts eingeleitete Verbesserung 
der Rechtsstellung der Angestellten gesetzlich ge- 
sichert. Um zu vermeiden, daß im Bereich der ge- 
setzlichen Rentenversicherung im Falle dauernder 
Arbeitsunfähigkeit eines Versicherten Leistungen 
aus der Rentenversicherung und Zahlungen auf 
Grund dieses Gesetzes für den Sechswochenzeit- 
raum sich überschneiden, sind in § 20 Abs. 6 bis 8 
des Entwurfs die den Rentenbeginn festsetzenden 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften abgeän- 
dert worden. 

Absatz 1 Satz 1 verbessert in Verbindung mit § 9 
in gewissem Umfange die gesetzliche Rechtsstellung 
der Angestellten, soweit sie unter das BGB fallen, 
insofern, als nunmehr die nach § 616 Abs. 2 BGB 
gegebene Möglichkeit, durch Tarifvertrag einen 
geringeren Anspruchszeitraum als sechs Wochen 
festzusetzen, ausgeschlossen ist. 

Absatz 1 Satz 1 bezieht sich nach seinem Wortlaut 
allein auf den Fall der Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit. Er enthält ebenso wie das jetzige Lohn- 
fortzahlungsrecht keine spezielle Regelung der 
Rechtslage für den Fall, daß der Arbeitnehmer sich 
einer Kur oder einem Heilverfahren unterzieht. So- 
weit allerdings während der Kur oder des Heilver- 
fahrens gleichzeitig Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit vorliegt, greift die Verpflichtung gemäß 
Absatz 1 ein. Trifft dies nicht zu, so bleibt jeweils 
nach der Vorschrift des § 616 BGB und den für kauf- 
männische oder gewerbliche Angestellte geltenden 
Vorschriften der §§ 63 HGB und 133 c GewO zu 
prüfen, ob ein Anspruch auf Entgeltfortzahlung 
während der Dauer des Kur- oder Heilaufenthaltes 
besteht. 

In Absatz 1 Satz 2 ist die Vergütung, wie sie in der 
Regel — abgesehen von Volontären und Praktikan- 
ten — an in einem Berufsausbildungsverhältnis 
stehende Personen gewährt wird, dem Arbeitsent- 
gelt gleichgestellt. Auch diese Vergütung ist im 
Krankheitsfalle daher weiterzuzahlen. 

Absatz 2 enthält zwei Ausnahmetatbestände von 
dem Grundsatz der vollen Lohnfortzahlung. Der im 
Absatz 2 Nr. 1 behandelte Fall betrifft die Frage 
der Lohnfortzahlung in dem für das Arbeitsleben 
wichtigen Fall, daß der Arbeitnehmer auf Grund 
der Ausübung einer anderweitigen Erwerbstätig- 
keit arbeitsunfähig geworden ist. Nach der jetzigen 
Rechtslage ist, wenn dieser Tatbestand vorliegt, der 
Anspruch des Arbeitnehmers auf Lohnfortzahlung 
nur in Sonderfällen ausgeschlossen. Die Rechtslehre 
geht hier im allgemeinen vom Begriff des Verschul- 
dens (z. B. bei Schwarzarbeit im Wettbewerb zum 
Betrieb des Arbeitgebers) oder vom Gedanken des 
treuwidrigen Verhaltens des Arbeitnehmers (z. B. 
bei einer vertraglich ausdrücklich ausgeschlossenen 
Nebentätigkeit) aus. Die dabei gewonnenen Ergeb- 
nisse sind jedoch nicht recht befriedigend. Der Ent- 
wurf hat sich daher um eine von diesen allgemei- 
nen Rechtsgedanken unabhängige Lösung bemüht. 
Für eine solche Lösung bieten sich zwei Möglichkei- 
ten an: Man kann es entweder darauf abstellen, 
ob das Verhalten des eine andere Erwerbstätigkeit 
ausübenden Arbeitnehmers mehr oder weniger zu 


mißbilligen ist (etwa im Falle der Schwarzarbeit, 
der treuwidrigen oder vom Arbeitgeber nicht ge- 
billigten Nebentätigkeit o. dgl.), oder man kann 
davon ausgehen, daß es sich bei dieser anderwei- 
tigen Erwerbstätigkeit um einen fremden Risikokreis 
handle, für dessen Gefahren einzustehen dem Arbeit- 
geber nicht zugemutet werden kann. Der Entwurf hat 
sich aus Gründen der Rechtsklarheit für die zweite 
Möglichkeit entschieden. Sachlich ist der Tatbestand 
der vorgesehenen Ausnahmebestimmung eng be- 
grenzt. Es muß bei der anderweitigen Erwerbstätig- 
keit ein Unfall oder eine Berufskrankheit eingetreten 
sein; es muß sich ferner um eine zu Erwerbszwecken 
ausgeübte Tätigkeit handeln, eine eigenwirtschaft- 
liche Betätigung (z. B. Ausbesserungen am eigenen 
Haus) oder unentgeltliche Nachbarschaftshilfe ge- 
nügen nicht. Andererseits braucht die Erwerbstätig- 
keit sich nicht im Rahmen eines zweiten Arbeits- 
verhältnisses zu vollziehen; auch ein bei einer selb- 
ständig ausgeübten Erwerbstätigkeit eingetretener 
Unfall würde den Lohnfortzahlungsanspruch aus- 
schließen. Etwaige dem Arbeitnehmer gegen den 
zweiten Arbeitgeber oder den anderen Auftrag- 
geber zustehenden Ansprüche bleiben unberührt; 
dies folgt aus dem Wort „anderen“ in Absatz 2 
Nr. 1. 

In der zweiten Ausnahmeregelung in Absatz 2 Nr. 2 
ist bestimmt, daß die Leistungsverpflichtung des Ar- 
beitgebers nach Absatz 1 bei Arbeitnehmerinnen 
während des Zeitraumes entfällt, für den diesen der 
Anspruch auf Mutterschaftsgeld gemäß § 212 RVO 
in der Fassung des Entwurfs des Krankenversiche- 
rungsneuregelungsgesetzes (nach der gegenwärtigen 
Rechtslage Wochengeld gemäß § 13 Abs. 1 Mutter- 
schutzgesetz) zusteht. Dieses Mutterschaftsgeld be- 
mißt sich nach der vorgesehenen Neuregelung nach 
der Höhe des um die gesetzlichen Abzüge vermin- 
derten Regellohnes. Die Regelung in Absatz 2 Nr. 2 
entspricht der Rechtsprechung des Bundesarbeits- 
gerichts (Urteil vom 14. 10. 1954 — 2 AZR 30/53 — ) 
und wird in der Praxis von allen Krankenkassen 
befolgt. Da das Ergebnis jedoch nach der derzeiti- 
gen Rechtslage — insbesondere in dem Fall einer 
bereits zu Beginn der Schutzfrist bestehenden 
Krankheit der Schwangeren — nicht zweifelsfrei ge- 
sichert ist, erscheint es zweckmäßig, den Rechtszu- 
stand durch eine eindeutige Regelung klarzustellen. 

Zu § 2 

Diese Vorschrift regelt die für die Praxis wichtige 
Frage der Berechnung des fortzuzahlenden Arbeits- 
entgelts. Im Verhältnis zu tariflichen Regelungen, 
denen in § 9 des Entwurfs insoweit der vorbehalt- 
lose Vorrang eingeräumt ist, hat sie lediglich subsi- 
diäre Bedeutung. Fortzuzahlen ist das Arbeitsent- 
gelt, das der Arbeitnehmer erhalten würde, wenn er 
nicht arbeitsunfähig geworden wäre. 

Unter dem vereinbarten Arbeitsentgelt in Satz 1 ist 
das gesamte Arbeitsentgelt zu verstehen, das nach 
dem Inhalt des Arbeitsverhältnisses geschuldet 
wird; hierbei kommt es nicht etwa nur auf das Ar- 
beitsentgelt an, das bei Eingehung eines Arbeits- 
verhältnisses vereinbart worden ist, maßgeblich 
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sind vielmehr auch alle sonstigen Arbeitsbedingun- 
gen, die — z. B. stillschweigend oder auf Grund tarif- 
licher Vorschriften — Inhalt des Arbeitsverhältnis- 
ses geworden sind. Die Ermittlung des Arbeitsent- 
gelts kann bei schwankenden Arbeitsverdiensten, 
wie sie vor allem im Falle von Akkordentlohnung 
Vorkommen, zu Berechnungsschwierigkeiten führen. 
Für die Ermittlung der Höhe von Akkordlohn und 
einer sonstigen auf das Ergebnis der Arbeit abge- 
stellten Vergütung soll daher nach Satz 2 der Durch- 
schnittsverdienst der letzten dreizehn Wochen maß- 
geblich sein. Ähnliche Berechnungsvorschriften fin- 
den sich z. B. im Urlaubsrecht (vgl. Artikel 10 Abs. 1 
Satz 2 des Bayerischen Urlaubsgesetzes). Um zu 
verhindern, daß der erkrankte Arbeitnehmer bei 
der Anwendung dieses Berechnungsmaßstabes einen 
höheren Verdienst erlangt als der vergleichbare 
arbeitsfähig gebliebene Arbeitnehmer, sieht der 
zweite Halbsatz des Satzes 2 eine entsprechende Be- 
grenzung vor, auf die sich der Arbeitgeber gegebe- 
nenfalls berufen kann. 

Zu § 3 

Die Bestimmung entspricht den von der Rechtslehre 
und der Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen. 
Voraussetzung des Anspruchs selbst ist die Krank- 
meldung nicht. 

Zu § 4 

Die Vorschrift behandelt das für die volle Lohnfort- 
zahlung wichtige Problem des Nachweises des Vor- 
liegens der Arbeitsunfähigkeit. Sie enthält keine 
Beschränkung der prozessual zulässigen Beweismit- 
tel; im Streitfall bleiben den Parteien auch die son- 
stigen Beweismöglichkeiten erhalten. Sie begründet 
auch keine im Rechtswege selbständig erzwingbaren 
arbeitsrechtlichen Verpflichtungen, sondern lediglich 
unselbständige Nebenpflichten des die Entgeltfort- 
zahlung begehrenden Arbeitnehmers, an deren 
Nichteinhaltung der Arbeitgeber die Rechtsfolge ge- 
mäß § 6 knüpfen kann. Materielle Voraussetzung 
des Anspruchs gemäß § 1 ist die Einhaltung dieser 
Nebenpflichten gleichfalls nicht. Auf die Erfüllung 
der Nebenpflichten kann der Arbeitgeber verzichten. 
Da die Möglichkeit des Verzichtes sich aus allge- 
meinen privatrechtlichen Grundsätzen ergibt, ist sie 
nicht ausdrücklich im Entwurf erwähnt worden. 

Absatz 1 entspricht hinsichtlich der Pflicht zur Vor- 
lage einer ärztlichen Bescheinigung den in der 
Rechtslehre und tariflichen Praxis entwickelten 
Grundsätzen. Wie im bisherigen Entgeltfortzahlungs- 
recht obliegt es dem Arbeitnehmer, gegenüber dem 
Arbeitgeber den Nachweis der Arbeitsunfähigkeit zu 
führen. Hierzu hat er spätestens am dritten Tage 
nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit eine Bescheini- 
gung des behandelnden Arztes beizubringen. Auf 
entsprechendes Verlangen des Arbeitgebers hat der 
Arbeitnehmer die ärztliche Bescheinigung auch 
früher als am dritten Tage vorzulegen. Eine weitere 
ärztliche Bescheinigung ist beizubringen, wenn die 
Arbeitsunfähigkeit länger als in der ersten Beschei- 
nigung angegeben dauert. 


Die ärztliche Bescheinigung braucht nach der Rege- 
lung des Entwurfs Angaben über die Art der Er- 
krankung nicht zu enthalten. Für den Arbeitgeber 
können sich dabei mitunter Schwierigkeiten bei der 
Beurteilung der Frage ergeben, ob ein Anspruch 
nach § 1 gegeben ist; denn ohne Angabe über die 
Art der Krankheit läßt sich oft kein Urteil z. B. dar- 
über fällen, ob der Arbeitnehmer sie verschuldet 
oder sich bei Ausübung einer anderweitigen ent- 
geltlichen Beschäftigung zugezogen hat. Für den 
Arbeitgeber kann es auch in anderen Fällen von 
Bedeutung sein, die Ursache der Arbeitsunfähigkeit 
zu erfahren, z. B. wenn es sich um eine mit An- 
steckungsgefahr verbundene Krankheit handelt. 
Eine gesetzliche Regelung dieses Fragenkreises er- 
scheint bedenklich. Nach der Absicht des Entwurfs 
soll es, wie bisher auch schon, jeweils der Entschei- 
dung im Einzelfall überlassen bleiben, ob und unter 
welchen Voraussetzungen der Arbeitnehmer auf 
Grund seiner Treuepflicht zur näheren Aufklärung 
über die Art der Erkrankung verpflichtet ist. 

Absatz 2 verpflichtet den Arbeitnehmer arbeitsrecht- 
lich, sich einer Begutachtung der Arbeitsunfähigkeit 
zu stellen. Die Durchführung der Begutachtung ist 
dem für die gesetzliche Krankenversicherung zustän- 
digen vertrauensärztlichen Dienst übertragen. Die 
Organisation und das Tätigwerden des vertrauens- 
ärztlichen Dienstes sind in den §§ 405 bis 415 der 
Reichsversicherungsordnung in der Fassung des Ent- 
wurfs des Krankenversicherungsneuregelungsgeset- 
zes näher geregelt. Damit der vertrauensärztliche 
Dienst seine Aufgabe wirksam erfüllen kann, ist 
in Absatz 2 weiterhin die arbeitsrechtliche Verpflich- 
tung des Arbeitnehmers ausgesprochen, an allen ge- 
eigneten Maßnahmen mitzuwirken, die der Feststel- 
lung der Arbeitsunfähigkeit durch den vertrauens- 
ärztlichen Dienst dienen. Zu den Maßnahmen im 
Sinne dieser Bestimmung gehört es, daß der Arbeit- 
nehmer sich gegebenenfalls, vor allem dann, wenn 
er nach seinen Erklärungen der Vorladung zur 
Untersuchung nicht Folge leisten kann, auch in 
seiner Wohnung zu den erforderlichen ärztlichen 
Feststellungen bereitfinden muß; erforderlichenfalls 
wird er auch zulassen müssen, daß vertrauensärzt- 
liches Hilfspersonal die für die Begutachtung der 
Arbeitsunfähigkeit nötigen Feststellungen trifft. Für 
eine wirksame und schnelle Begutachtung der Ar- 
beitsunfähigkeit ist es ferner notwendig, daß der 
vertrauensärztliche Dienst möglichst schnell die 
Nachricht von der Arbeitsunfähigkeit und zugleich 
Kenntnis von dem erhobenen ärztlichen Befund er- 
hält. Dem letzteren Zwecke dient die weitere Vor- 
schrift in Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2, wonach die 
Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit einen 
Vermerk darüber enthalten muß, daß der zustän- 
digen Dienststelle des vertrauensärztlichen Dienstes 
ein Befundbericht übersandt wird; der Inhalt dieses 
Befundberichts wird im Rahmen der gesetzlichen 
Neuregelung der Krankenversicherung bestimmt. 

Absatz 3 befaßt sich mit dem besonders für die zu- 
künftige Entwicklung im vergrößerten Wirtschafts- 
raum der EWG wichtigen Problem der Überprüfung 
der Arbeitsunfähigkeit, wenn der Arbeitnehmer sich 
im Ausland aufhält. In diesem Falle kann der ver- 
trauensärztliche Dienst zu dem in Absatz 2 vor- 
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gesehenen Zweck nicht eingesetzt werden. Auf Ver- 
langen des Arbeitgebers soll der Arbeitnehmer da- 
her verpflichtet sein, eine der Bescheinigung des 
vertrauensärztlichen Dienstes entsprechende Be- 
scheinigung eines ausländischen Arztes vorzulegen. 
Da die Verhältnisse je nach Aufenthaltsland und 
den persönlichen Verhältnissen des Arbeitnehmers 
stark variieren können, wird es neben der Möglich- 
keit, durch Tarif- und Einzelarbeitsvertrag die Be- 
stimmungen über die Vorlage der geforderten weite- 
ren Bescheinigung den jeweiligen Verhältnissen an- 
zupassen, vielfach der richtige Weg sein, in bilate- 
ralen Vereinbarungen hierzu besondere Regelungen 
zu treffen; hierauf weist der Entwurf hin. 

Die dem Arbeitnehmer durch die Ausstellung des 
Befundberichts nach Absatz 1 und die Begutachtung 
nach den Absätzen 2 und 3 entstehenden Kosten 
einschließlich der notwendigen Aufwendungen fal- 
len nach Absatz 4 grundsätzlich dem Arbeitgeber 
zur Last. Eine Ausnahme gilt insoweit, als diese 
Kosten von der gesetzlichen Krankenversicherung 
übernommen werden; das trifft bei gesetzlich Ver- 
sicherten für die durch die Ausstellung des Befund- 
berichts entstehenden Kosten auf Grund des § 380 
Abs. 3 Reichsversicherungs Ordnung in der Fassung 
des Krankenversicherungsneuregelungsgesetzes zu. 
Die Kosten der nach Absatz 1 dem Arbeitgeber vor- 
zulegenden Bescheinigung hat hingegen, da der Ent- 
wurf hierüber nichts Gegenteiliges besagt, nach all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen der die Entgeltfortzah- 
lung begehrende Arbeitnehmer zu tragen. 

Zu § 5 

Diese Bestimmung leitet entsprechend § 87 a BBG 
auf den die volle Lohnfortzahlung leistenden Ar- 
beitgeber einen etwaigen auf gesetzlichen Vorschrif- 
ten beruhenden Ersatzanspruch des Arbeitnehmers 
gegen einen Dritten im Wege des gesetzlichen For- 
derungsübergangs über. Dieser Forderungsübergang 
erscheint zur Wahrnehmung der berechtigten Inter- 
essen des Arbeitgebers erforderlich. Er beruht ferner 
auf der Erwägung, daß der die Arbeitsunfähigkeit 
des Arbeitnehmers verursachende Dritte mit Rück- 
sicht auf die Lohnfortzahlung nicht von der ihn nach 
anderen Vorschriften treffenden Schadensersatz- 
pflicht wegen Verdienstausfalls befreit sein soll. 
Durch die Rechtsprechung (vgl. BGHZ 7 S. 48 und 21 
S. 112) ist bereits geklärt, daß der Dritte sich nicht 
darauf berufen kann, sein Handeln habe wegen der 
vollen Lohnfortzahlung dem Arbeitnehmer keinen 
Schaden wegen Verdienstausfalls zugefügt. 

Nach Absatz 1 Satz 2 soll entsprechend § 87 a BBG 
dem Arbeitnehmer durch den gesetzlichen Forde- 
rungsübergang kein Nachteil entstehen. Diese Vor- 
schrift verhindert, daß dem Arbeitnehmer dann, 
wenn die Ersatzforderung gegen den Dritten nicht 
in vollem Umfang liquidiert werden kann, Nachteile 
entstehen; sie schließt ferner, wenn die Ersatzpflicht 
des Dritten dem Grunde nach oder infolge von Haf- 
tungsgrenzen beschränkt ist, ein Quotenvorrecht des 
Arbeitgebers aus (ebenso BGHZ 22 S. 136 für das Be- 
amtenrecht). Neben dem Forderungsübergang nach 
§ 5 des Entwurfs bleibt ein solcher gemäß § 1542 


RVO auf die Träger der Sozialversicherung möglich. 
Soweit die gesetzliche Krankenversicherung betrof- 
fen ist, wird es hierbei allerdings nicht zu einer 
Gläubigerkonkurrenz kommen. Denn der Übergang 
nach § 5 beschränkt sich sachlich auf den Ersatzan- 
spruch wegen Verdienstausfalls und zeitlich auf den 
Zeitraum der vollen Lohnfortzahlung. Für den For- 
derungsübergang nach § 1542 RVO gilt gleichfalls 
der Grundsatz der sachlichen und zeitlichen Kon- 
gruenz zwischen den Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung und den entsprechenden An- 
sprüchen gegen den ersatzpflichtigen Dritten (vgl. 
BGHZ 9 S. 179). Es kann also wegen der nach dem 
Ende der Lohnfortzahlung einsetzenden Leistung 
von Krankengeld auch nur der zeitlich entspre- 
chende Anspruch wegen Verdienstausfalls gegen 
den Dritten auf den Träger der Krankenversicherung 
übergehen. 

Ein konkurrierender Forderungsübergang kann 
allerdings im Verhältnis des Arbeitsgebers zu den 
Trägern der gesetzlichen Unfall- und Rentenver- 
sicherung eintreten, wie sich aus den Vorschriften 
der §§ 559 c, 559 d, 1290 RVO, §67 AVG, § 87 RKG 
ergibt. Ein ähnliches Konkurrenzproblem kann be- 
reits nach dem jetzigen Rechtszustand zwischen den 
verschiedenen Trägern der Sozialversicherung, z. B. 
der Unfall- und Rentenversicherung, auftreten; es ist 
gesetzlich nicht geregelt und von Rechtslehre und 
Rechtsprechung im Sinne der Annahme eines Ge- 
samtgläubigerverhältnisses gelöst worden. Auch die 
Lösung des Konkurrenzproblems zwischen dem For- 
derungsübergang nach § 5 und dem nach § 1542 
RVO kann insoweit der Rechtsprechung überlassen 
bleiben. 


Zu § 6 

Diese Bestimmung knüpft an die Nichterfüllung 
einiger Verpflichtungen des Arbeitnehmers die 
Rechtsfolge, daß der Arbeitgeber die Fortzahlung 
des Arbeitsentgelts verweigern darf. Diese Rechts- 
folge soll zunächst eintreten, wenn der Arbeitneh- 
mer schuldhaft keine ärztliche Bescheinigung vor- 
legt; insoweit fällt das Leistungsverweigerungsrecht 
weg, sobald der Arbeitnehmer die ärztliche Beschei- 
nigung — mag es auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 1 
genannten Frist sein — vorlegt. Sie soll sodann ein- 
treten, wenn der Arbeitnehmer die ihm zumutbare 
Mitwirkung an der Vertrauens ärztlichen Begutach- 
tung der Arbeitsunfähigkeit schuldhaft unterläßt 
und wenn er ferner die Mitteilungspflicht nach § 5 
Abs. 2 schuldhaft nicht erfüllt. 

Der Rechtscharakter dieses Leistungsverweigerungs- 
rechtes ergibt sich aus der besonderen Natur der in 
Frage stehenden Rechtsbeziehungen. Da, wie zu § 4 
bereits erwähnt, hier nicht zwei selbständige Lei- 
stungspflichten einander gegenüberstehen, können 
die für das Zurückbehaltungsrecht des § 273 BGB 
entwickelten Grundsätze nur teilweise Anwendung 
finden, insbesondere wird man nach dem Zweck des 
Gesetzes annehmen müssen, daß dann, wenn die 
Begutachtung durch den vertrauensärztlichen Dienst 
durch schuldhaftes Verhalten des Arbeitnehmers 
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endgültig unmöglich geworden ist (nicht dagegen bei 
einer bloß zeitlichen Verzögerung), das Leistungs- 
verweigerungsrecht des § 6 zu einem dauernden 
wird. Auch die Vorschrift über die Verurteilung Zug 
um Zug in § 274 BGB ist aus diesen Gründen im 
vorliegenden Falle nicht anwendbar. 

Zu § 7 

Diese Vorschrift entspricht dem § 3 Arbeiterkrank- 
heitsgesetz, gilt also bisher schon für Arbeiter. Für 
den Fall einer wegen der Erkrankung ausgesproche- 
nen fristlosen Kündigung bestimmen die § 72 Abs. 2 
HGB, § 133 c Abs. 2 GewO und § 90 a Abs. 1 Satz 2 
Allg. Preuß. BergG, daß der Bestand des Anspruchs 
auf Entgeltfortzahlung durch eine solche Kündigung 
nicht berührt wird. Das gleiche wird nach der Rechts- 
lehre für eine fristlose Kündigung aus Anlaß der 
Krankheit gemäß § 626 BGB angenommen. Eine we- 
gen der Krankheit ausgesprochene ordentliche Kün- 
digung läßt nach den angeführten gesetzlichen Be- 
stimmungen den Anspruch auf Entgeltfortzahlung 
jedoch entfallen. Diese Regelung soll durch den vor- 
gesehenen § 7 des Entwurfs zugunsten der Arbeit- 
nehmer abgeändert werden. Unterschiedslos soll da- 
nach für alle Arbeitnehmer sowohl für den Fall der 
außerordentlichen als der ordentlichen Kündigung 
infolge der Krankheit der Grundsatz gelten, daß 
hierdurch der Anspruch auf Entgeltfortzahliing nicht 
berührt wird. Für Angestellte bedeutet dies eine 
Besserstellung gegenüber der bisherigen gesetz- 
lichen Regelung. 

Absatz 2 gibt den bereits jetzt geltenden (vgl. § 3 
Abs. 2 Arbeiterkrankheitsgesetz), besonders für be- 
fristete Arbeitsverhältnisse wichtigen Grundsatz 
wieder, daß abgesehen von dem in Absatz 1 geregel- 
ten Fall der Anspruch nach § 1 mit dem Ende des 
Arbeitsverhältnisses erlischt. 

Zu § 8 

Diese Vorschrift regelt die Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfalle für die in Heimarbeit Beschäftigten. 
Bei der wirtschaftlichen Sicherung dieses Personen- 
kreises für den Krankheitsfall folgt der Entwurf im 
wesentlichen den Grundsätzen der bisherigen Rege- 
lung, wie sie im Arbeiterkrankheitsgesetz vom 
26. Juni 1957/12, Juli 1961 niedergelegt sind, behält 
also insoweit die sog. „gespaltene Lösung" bei. Die 
in Heimarbeit Beschäftigten behalten daher im 
Krankheitsfalle den Anspruch auf Krankengeld aus 
der gesetzlichen Krankenversicherung. Zusätzlidi 
gewährt ihnen § 8, ebenso wie nach bisherigem 
Recht, einen Anspruch gegen den Auftraggeber bzw. 
den Zwischenmeister auf Zahlung eines Zuschlags 
zum Arbeitsentgelt (nicht zum Krankengeld). Dieser 
Zuschlag beträgt nach der Novelle zum Arbeiter- 
krankheitsgesetz vom 12. Juli 1961 zur Zeit 1,5 v. H. 
des ausgezahlten Arbeitsentgelts. Um zu vermeiden, 
daß die in Absatz 1 Buchstabe a aufgeführten Per- 
sonen im Ergebnis schlechter gestellt sind als Ar- 
beitnehmer, soll der Satz von 1,5 v. H. auf 3 v. H. 
erhöht werden. 


Da für Arbeitnehmer der Arbeitgeber nach § 1 des 
Entwurfs das Arbeitsentgelt künftig für die Dauer 
bis zu 6 Wochen voll weiterzuzahlen hat, mußte 
ein Weg gefunden werden, um die nunmehr auch 
den Hausgewerbetreibenden und Gleichgestellten in 
ihrer Eigenschaft als Arbeitgeber von fremden Hilfs- 
kräften entstehende besondere Belastung auf die 
Auftraggeber, von denen sie wirtschaftlich abhän- 
gig sind, abzuwälzen. Im Hinblick auf die beson- 
deren Verhältnisse in der Heimarbeit, die eine mög- 
lichst einfache Regelung erfordern, bot sich auch 
hier — ■ wie bisher — eine Pauschalregelung durch 
laufende Zuschlagszahlung zum Arbeitsentgelt an. 
Die Höhe des Zuschlags (hier 4,5 v. H. des Arbeits- 
entgelts) ist so bemessen, daß sie zum Ausgleich 
der im Durchschnitt anfallenden Krankheitsdauer 
und der hierdurch den Hausgewerbetreibenden und 
Gleichgestellten für die Entgeltfortzahlung entste- 
henden Kosten ausreicht. Die nach Absatz 2 des Ent- 
wurfs für gleichgestellte Zwischenmeister vorge- 
sehene Regelung ergibt sich aus ihrer Stellung als 
reine Mittelspersonen. 

Zu § 9 

Diese Vorschrift regelt das Verhältnis der Bestim- 
mungen dieses Abschnitts zu Vereinbarungen in 
Kollektiv- und Einzelverträgen. Sämtliche im Ersten 
Abschnitt enthaltenen Vorschriften haben danach 
den Vorrang vor solchen Vereinbarungen. Zulässig 
ist lediglich eine günstigere vertragliche Gestaltung, 
als sie die Bestimmungen des Gesetzes vorsehen. Es 
kommt dabei nicht darauf an, daß bei einem Gesamt- 
vergleich die vertraglichen Regelungen sich gün- 
stiger als die Vorschriften des Ersten Abschnittes 
erweisen, vielmehr darf nicht die einzelne vertrag- 
liche Bestimmung ungünstiger sein als die entspre- 
chende des Gesetzes. 

Eine Ausnahmestellung nimmt die Vorschrift des § 2 
über die Höhe des fortzuzahlenden Arbeitsentgelts 
ein. Um praktischen Bedürfnissen zu entsprechen, 
läßt § 9 zu, daß Tarifverträge der Berechnung des 
fortzuzahlenden Entgelts eine andere Methode als 
die in § 2 vorgesehene zugrunde legen. Hervorzu- 
heben ist hierbei jedoch, daß nur eine andere 
Methode der Berechnung zulässig ist; der Grundsatz 
der vollen Lohnfortzahlung darf hierbei nicht ver- 
letzt werden. § 9 Satz 2 gestattet es, daß im Gel- 
tungsbereich eines solchen Tarifvertrages auch für 
nicht vom Tarifvertrag erfaßte Arbeitsverhältnisse 
einzelvertraglich eine entsprechende Bestimmung 
vereinbart werden kann. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Kostenausgleich 

Allgemeines 

Der Zweite Abschnitt des Entwurfs regelt den 
Kostenausgleich, dessen Ziel es ist, den für den ein- 
zelnen Arbeitgeber durch die volle Lohnfortzahlung 
entstehenden Belastungen in tragbaren Grenzen zu 
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halten. Insbesondere für die mittelständische Wirt- 
schaft hat dieser Kostenausgleich Bedeutung. Sein 
Vorteil liegt insbesondere darin, daß die Belastung 
durch die Lohnfortzahlung von vornherein weitge- 
hend für den Arbeitgeber kalkulierbar wird, da Ver- 
sicherungsbeiträge den größten Teil des Risikos ab- 
decken. 

Der Kostenausgleich wird von den Trägern der ge- 
setzlichen Krankenversicherung durchgeführt. 

Zu § 10 

Träger der Krankenversicherung, die für die Auf- 
gabe des Ausgleichs herangezogen werden, sind die 
Ortskrankenkassen, die Landkrankenkassen, die 
Innungskrankenkassen, die See-Krankenkasse, die 
Knappschaften sowie die Ersatzkassen. Der Aus- 
gleich erfolgt innerhalb der einzelnen Kassen, also 
teils auf regionaler, teils auf berufsständischer Basis. 
In den Ausgleich ist nur das Risiko der Lohnfort- 
zahlung für die krankenversicherungspflichtigen 
Arbeiter einbezogen. Nach dem Entwurf eines Kran- 
kenversicherungs-Neuregelungsgesetzes sollen Ar- 
beiter künftig bis zu einem regelmäßigen monat- 
lichen Entgelt von 750 DM versicherungspflichtig 
sein. Ausgleichsberechtigt ist der Arbeitgeber. Die 
Erstattung ist auf 75 vom Hundert der für die 
Lohnfortzahlung aiifgewendeten Beträge begrenzt. 
25 vom Hundert dieser Aufwendungen hat der Ar- 
beitgeber als Interessenquote zu tragen. Der Erstat- 
tungsanspruch des Arbeitgebers richtet sich gegen 
denjenigen Träger der Krankenversicherung, bei 
dem der Arbeitsunfähige Arbeiter versichert ist. 

Zu § 11 

Die Mittel für die Durchführung des Kostenaus- 
gleichs werden durch Beiträge der beteiligten 
Arbeitgeber aufgebracht. Die Beiträge bemessen sich 
nach dem Entgelt der krankenversicherungspflich- 
tigen Arbeiter in Anlehnung an die Vorschriften 
der gesetzlichen Krankenversicherung. Sie werden, 
wie der allgemeine Beitrag in der Krankenversiche- 
rung, von der Selbstverwaltung des Krankenver- 
sicherungsträgers festgesetzt. 

Zu § 12 

Da der Ausgleich von den Trägern der Kranken- 
versicherung durchgeführt wird, kann bezüglich des 
Verfahrens auf die entsprechenden Bestimmungen 
der Reichsversicherungsordnung und des Reichs- 
knappschaftsgesetzes verwiesen werden. Dies hat 
gleichzeitig den Vorteil, daß die dort entwickelte 
Verwaltungspraxis angewendet werden kann. 

Zu § 13 

Nach dieser Vorschrift besteht der Anspruch auf 
Erstattung, sobald die Entgeltfortzahlung abge- 
schlossen ist. Von einer Bindung an bestimmte Ab- 
rechnungszeiträume, etwa ein Vierteljahr, wurde 
abgesehen, um Verzögerungen in der Gewährung 
der Ausgleichsleistungen zu vermeiden. 


Zu § 14 

Diese Vorschrift regelt das Recht des Trägers der 
Krankenversicherung, zu Unrecht gezahlte Aus- 
gleichsleistungen vom Empfänger zurückzufordern. 
Die Voraussetzungen des Rückforderungsrechts sind 
ähnlich wie in § 28 Abs. 1 des Kindergeldkassenge- 
setzes bestimmt. 

In Fällen, in denen das Rückforderungsverlangen an 
sich rechtlich begründet ist, kann der Träger der 
Krankenversicherung nach Absatz 2 von der Rück- 
forderung absehen, wenn die Geltendmachung des 
Rechts in keinem Verhältnis zu dem entstehenden 
Verwaltungsaufwand stehen würde. 


Zu § 15 

Nach § 5 gehen Schadenersatzansprüche, die der 
Arbeiter gegen einen Dritten auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften hat, auf den Arbeitgeber über. Durch 
§ 15 wird in Anlehnung an § 255 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches der Anspruch auf Kostenausgleich in 
solchen Fällen von einer Abtretung der dem Arbeit- 
geber zustehenden anderweitigen Ansprüche ab- 
hängig gemacht. Damit wird auch die Verfolgung 
von Schadenersatzansprüchen dem Arbeitgeber er- 
leichtert. 


Zu § 16 

Absatz 1 sieht für die in Frage stehenden Erstattungs- 
ansprüche eine dem § 233 der Reichsversicherungs- 
ordnung in der Fassung des Krankenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes entsprechende Verjährungs- 
frist von zwei Jahren, vor. 

Absatz 2 beschränkt die Aufrechnungsbefugnis des 
Trägers der Krankenversicherung gegenüber An- 
sprüchen des Arbeitgebers auf die im einzelnen auf- 
geführten Fälle. 

Absatz 3 stellt klar, daß der Träger der Kranken- 
versicherung gegenüber Erstattungsansprüchen auch 
mit Ansprüchen auf Zahlung von Sozialversiche- 
rungsbeiträgen für andere Träger der Sozialver- 
sicherung aufrechnen darf. 


Zu § 17 

Die besondere Zweckbestimmung der für das 
Kostenausgleichsverfahren aufgebrachten Mittel 
macht es erforderlich, daß sie vom Träger der Kran- 
kenversicherung getrennt vom übrigen Kassenver- 
mögen ZU verwalten sind. 

Zu § 18 

Die Vorschrift weist die Entscheidung öffentlich- 
rechtlicher Streitigkeiten in Angelegenheiten des 
Zweiten Abschnittes den Sozialgerichten zu. Die 
Festsetzung eines Beschwerdewertes auf 1000 DM 
für den Berufungsrechtszug soll der Entlastung der 
Sozialgerichte bei Streitigkeiten von geringfügiger 
Bedeutung dienen. 
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Zu § 19 

Die Vorschrift nimmt in Nummer 1 die Fälle, in 
denen der öffentliche Dienst Arbeitgeber ist, aus 
dem Kostenausgleichsverfahren heraus, da insoweit 
ein Ausgleidisbedürfnis nicht besteht; entsprechen- 
des gilt für die in Nummer 2 erwähnten Dienststel- 
len und Einrichtungen der Nato und der Stationie- 
rungsstreitkräfte. 

Die in Nummer 3 vorgesehene Ausnahme der Be- 
triebskrankenkasse rechtfertigt sich, weil bei der 
Betriebskrankenkasse ein echter Kostenausgleich 
nicht zu erzielen ist. Sie erscheint unbedenklich, 
weil Betriebskrankenkassen in der Regel nur für 
größere Betriebe errichtet sind. 

Der in Nummer 4 erwähnte Personenkreis fällt unter 
die für die Heimarbeit vorgesehne Sonderregelung 
des § 8 und muß daher gleichfalls aus dem Aus- 
gleichsverfahren herausgenommen werden. 


DRITTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 
Zu § 20 

Im jetzigen Recht sind die Rechtsgrundlagen für die 
Entgeltfortzahlung an Arbeitnehmer im Falle der 
Arbeitsunfähigkeit in einer großen Anzahl gesetz- 
licher Bestimmungen enthalten. Die wichtigste die- 
ser Vorschriften ist § 616 Abs. 1 BGB, der im Rah- 
men der Regelung des Dienstvertrages ausspricht, 
daß der zur Dienstleistung Verpflichtete des An- 
spruchs auf die Vergütung nicht dadurch verlustig 
wird, daß er für eine verhältnismäßig unerhebliche 
Zeit durch einen in seiner Person liegenden Grund 
ohne sein Verschulden an der Dienstleistung ver- 
hindert wird; allerdings hat nach der Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts (Beschluß des Großen Se- 
nats vom 17. 12. 1959 — GS 2/59) diese Vorschrift 
im Falle der Arbeitsunfähigkeit von Arbeitern ihre 
Wirksamkeit durch das Arbeiterkrankheitsgesetz 
vom 26. Juni 1957 verloren. Die Neufassung des 
§ 616 Abs. 2 stellt klar, daß § 616 Abs. 1 künftig auf 
Arbeitnehmer keine Anwendung mehr findet, so- 
weit die Verhinderung an der Dienstleistung auf 
Krankheit beruht. 

§ 616 Abs. 1 behält im übrigen seine Bedeutung für 
alle jene Dienstverpflichteten, die nicht Arbeitneh- 
mer sind, ferner bei Arbeitnehmern für alle Fälle 
der Dienstverhinderung, bei denen es sich — wie 
z. B. bei gerichtlichen Ladungen, Sterbefällen, soge- 
nannten Vorbeugungskuren — nicht um solche in- 
folge Arbeitsunfähigkeit handelt. § 616 Abs. 2 in 
seiner jetzigen Fassung wird hingegen durch die im 
Entwurf vorgesehene Regelung gegenstandslos. 

Für Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge, fer- 
ner für die der Gewerbeordnung unterliegenden An- 
gestellten gelten die Sondervorschriften der §§ 63, 
76 Abs. 1 HGB und § 133 c Abs 2 GewO. Diese Be- 
stimmungen verwenden den allgemeineren Begriff 
des unverschuldeten Unglücks, worunter z. B. auch 
Dienstverhinderungen durch unschuldig erlittene 


Untersuchungshaft, Vorbeugungskuren u. a. fallen. 
Durch die Regelung des Entwurfs wird der Anwen- 
dungsbereich dieser Vorschriften zwar stark einge- 
engt, nicht aber völlig beseitigt; sie können daher 
nicht aufgehoben werden. Durch die bei den einzel- 
nen Vorschriften einzufügenden Zusätze, wie sie in 
den Absätzen 2 und 3 vorgesehen sind, soll jedoch 
klargestellt werden, daß die Beurteilung der Rechts- 
lage bei Dienstverhinderungen infolge Arbeitsun- 
fähigkeit zukünftig allein nach der im Entwurf vor- 
geschlagenen Regelung zu erfolgen hat. 

Das Arbeiterkrankheitsgesetz vom 26. Juni 1957 in 
der Fassung der Novelle vom 12. Juli 1961 wird in 
seinem arbeitsrechtlichen Teil durch die Regelung 
des Entwurfs gegenstandlos; die sozialversiche- 
rungsrechtlichen Bestimmungen dieses Gesetzes sind 
in den Entwurf des Krankenversicherungsneurege- 
lungsgesetzes übernommen worden. Daher kann das 
Arbeiterkrankheitsgesetz aufgehoben werden. 

Beibehalten werden muß die durch die besonderen 
Verhältnisse der Seeschiffahrt erforderliche Sonder- 
regelung der Entgeltfortzahlung für erkrankte oder 
verletzte Mitglieder der Schiffsbesatzung in § 48 
Seemannsgesetz. Durch die in Absatz 5 vorgeschla- 
gene Änderung des § 48 Abs. 1 Seemannsgesetz 
wird diese Sonderregelung an den auf Grund des 
Entwurfs eintretenden Rechtszustand angepaßt. 

Die Änderungen des § 1290 der Reichsversicherungs- 
ordnung, des § 67 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes und des § 82 des Reichsknappschaftsgeset- 
zes sollen, wie bereits bei § 1 erwähnt, einen Dop- 
pelbezug von Arbeitsentgelt einerseits und Rente 
wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit, 
Bergmannsrente wegen verminderter bergmänni- 
scher Berufsfähigkeit oder Knappschaftsrente ande- 
rerseits möglichst ausschließen. Dabei wird in der 
Regel nur darauf abgestellt, ob tatsächlich Arbeits- 
entgelt an einen Arbeitnehmer gezahlt wird, der in- 
folge Krankheit an seiner Arbeitsleistung gehindert 
ist, so daß der Träger der Rentenversicherung nicht 
verpflichtet ist, zu prüfen, ob ein Anspruch nach 
dem Lohnfortzahlungsgesetz besteht. 

Zu § 21 

Die Vorschrift regelt die Anwendbarkeit des Geset- 
zes auf diejenigen Fälle der Arbeitsunfähigkeit, die 
in die Zeit des Übergangs vom bisherigen zum 
neuen Rechtszustand fallen. 

Zu § 22 

§ 22 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 23 

Die Formulierung über das Inkrafttreten des Geset- 
zes stimmt mit der entsprechenden in Artikel 6 § 1 
des Entwurfs des Krankenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes überein. Das gleichzeitige Inkrafttre- 
ten beider Gesetze wird durch den engen Zusam- 
menhang der behandelten Rechtsgebiete notwendig. 

* 

Durch die Ausführung des Gesetzes werden Bund, 
Länder und Gemeinden mit Kosten nicht belastet. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. § 2 

a) Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, wie vermieden werden kann, daß 
arbeitsunfähig erkrankte Kurzarbeiter ge- 
genüber nicht erkrankten Arbeitern des glei- 
chen Betriebes, die Kurzarbeitergeld erhal- 
ten, benachteiligt werden, sei es durch Än- 
derung des KVNG, des AVAVG oder durch 
Lohnfortzahlung. 

b) Die Bundesregierung wird gebeten, im 
weiteren Gang des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob nicht die in § 2 statuierte Ver- 
pflichtung, das vereinbarte Arbeitsentgelt 
fortzuzahlen, so normiert werden sollte, daß 
nur das Arbeitsentgelt abzüglich der daraus 
anfallenden Steuern zu leisten ist. 

2. § 4 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz 

a) In Zeile 6 sind nach den Worten „die Be- 
scheinigung" die Worte „darf ohne Zustim- 
mung des Arbeitnehmers keine Angaben 
über die Art der Krankheit, sie" einzufü- 
gen. 

Begründung 

Jeder Eingriff in die Intimsphäre muß im 
Arbeitsverhältnis vermieden werden, zumal 
der Arbeitgeber nicht der Geheimhaltungs- 
pflicht unterliegt, wie sie z. B. § 141 RVO 
vorsieht. 

b) In Zeile 9 ist das Wort „zuständigen" durch 
das Wort „bestehenden" zu ersetzen. 

B egründung 
Sprachliche Verbesserung. 

c) In Zeile 10 ist nach der Klammer das Wort 
„unverzüglich" einzufügen. 

Begründung 

Wie bereits in der Begründung des Regie- 
rungsentwurfs hervorgehoben wird, ist es 
für eine wirksame Begutachtung der Arbeits- 
unfähigkeit notwendig, daß der vertrauens- 
ärztliche Dienst möglichst schnell die Nach- 
richt von der Arbeitsunfähigkeit und zu- 
gleich Kenntnis von dem erhobenen ärzt- 
lichen Befund erhält. Es ist daher erforder- 
lich, daß der Arzt den Befundbericht unver- 
züglich übersendet. 

3. § 4 Abs. 2 

Nach dem Wort „geeigneten" sind die Worte 

„und zumutbaren" einzufügen. 


Begründung 
Notwendige Klarstellung. 

4. § 4 Abs. 3 nach Satz 1 

ist folgender Satz einzufügen: 

„Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung kann durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates bestimmen, welche Stel- 
len im Ausland dem vertrauensärztlichen Dienst 
entsprechen." 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 

5. § 4 Abs. 3 Satz 2 

Nach dem Wort „Einzelarbeitsverträgen" sind 
die Worte „sowie in Betriebsvereinbarungen" 
einzufügen. 

Begründung 

Es sollte auch der Abschluß von Betriebsver- 
einbarungen über diese Frage zulässig sein. Es 
ist in erster Linie Sache des Arbeitgebers, wie 
die Arbeitsunfähigkeit bei Auslandsaufenthalt 
überprüft werden soll, wobei in der Mehrzahl 
der Fälle eine einheitliche Regelung für den 
ganzen Betrieb erforderlich sein wird. 

6. § 4 Abs. 4 

Die Worte „des Befundberichts (Absatz 1) und" 
sind durch die Worte „der ärztlichen Beschei- 
nigung und des Befundberichts (Absatz 1) so- 
wie" zu ersetzen. 

B egründung 

Dem Arbeitnehmer sollen grundsätzlich keine 
Kosten für den Nachweis seiner Arbeitsunfähig- 
keit entstehen. 

7. Zu § 8 Abs. 1 Buchstabe a 

Die Bundesregierung wird gebeten, im Laufe 
des weiteren Gesetzgebungsverfahrens zu prü- 
fen, ob der in § 8 Abs. 1 Buchstabe a niederge- 
legte Zuschlag in Höhe von drei vom Hundert 
seiner Höhe nach angemessen oder ein solcher 
von dreieinhalb vom Hundert erforderlich ist. 

8. § 8 Abs. 5 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Auf die in den Absätzen 1 und 2 vorge- 
sehenen Zuschläge finden die §§ 23 bis 25, 
27 und 28, auf die in Absatz 1 vorgesehenen 
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Zuschläge gegenüber dem Zwischenmeister 
außerdem § 21 Abs. 2 des Heimarbeitsgeset- 
zes entsprechende Anwendung." 

Begründung * 

Notwendige Klarstellung, daß es sich um 
die Zuschläge handelt, auf die der Heim- 
arbeiter gegenüber dem Zwischenmeister 
Anspruch hat. 

b) Folgender Satz 2 ist anzufügen: 

„Für die Lohnfortzahlungsansprüche der 
fremden Hilfskräfte der in Absatz 1 Buch- 
stabe b genannten Personen gilt § 26 des 
Heimarbeitsgesetzes. " 

Begründung 

Durch die vorgeschlagene Ergänzung soll die 
Lohnfortzahlung an die von Haus- oder 
Lohngewerbetreibenden beschäftigten frem- 
den Hilfskräfte dem in § 26 des Heimarbeits- 
gesetzes vorgesehenen Entgeltschutz für 
fremde Hilfskräfte unterworfen werden. Dies 
hat zur Folge, daß festgestellte Minderbe- 
träge geltend gemacht und ggf. im Wege der 
Prozeßstandschaft eingeklagt werden kön- 
nen. 

9. § 9 

erhält folgende Fassung: 

»§ 9 

Unabdingbarkeit 

Von den Vorschriften des Ersten Abschnitts 
kann nicht zuungunsten der Arbeitnehmer oder 
der nach § 8 berechtigten Personen abgewichen 
werden. Durch Tarifvertrag kann eine andere 
Berechnungsart des fortzuzahlenden Arbeitsent- 
gelts gewählt werden. Im Geltungsbereich eines 
solchen Tarifvertrages kann diese Regelung 
auch für nicht vom Tarifvertrag erfaßte Arbeits- 
verhältnisse im Einzelarbeitsvertrag vereinbart 
werden," 

Begründung 

Notwendige Klarstellung im Sinne der amt- 
lichen Begründung zu § 9. 

10. § 13 

Folgender Satz 2 ist anzufügen: 

„Vorschüsse können auf Antrag gewährt wer- 
den." 


Begründung 

Notwendige Ergänzung. Für Kleinbetriebe kön- 
nen Vorschüsse erforderlich werden. 


11. § 18 Abs. 1 Satz 1 

Das Wort „Sozialrechtsweg" ist durch die 
Worte „Rechtsweg vor den Gerichten der So- 
zialgerichtsbarkeit" zu ersetzen. 

Begründung 

Der Ausdruck „Sozialrechtsweg" ist mißver- 
ständlich und nicht erforderlich. Die Gerichte 
der Sozialgerichtsbarkeit sind nicht für alle 
Streitigkeiten aus dem Sozialrecht zuständig, 
z. B. nicht für Streitigkeiten aus dem Gebiet 
des Sozialhilfegesetzes. 

12. § 18 Abs. 2 Satz 1 

Das Wort „eintausend" ist durch das Wort 
„fünfhundert" zu ersetzen. 

Begründung 

75 V. H. der Arbeitnehmerschaft haben ein Ge- 
halt oder einen Lohn bis zu 750 DM monatlich. 
Im Höchstfall errechnet sich daher bei einer 
Gesamtkrankheitsdauer von 6 Wochen ein mo- 
natliches Einkommen von 1125 DM. Dieser Fall 
ist aber bei weitem nicht die Regel. Die Rechts- 
streitigkeiten aus diesem Gesetz werden daher 
im allgemeinen einen Wert des Beschwerde- 
gegenstandes haben, der erheblich unter der 
1000-DM-Grenze liegt. Aus diesem. Grunde sollte 
die Berufungsgrenze auf 500 DM herabgesetzt 
werden. 

13. § 20 

a) Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob die Anordnung zur Verein- 
heitlichung der Erziehungsbeihilfen und son- 
stigen Leistungen an Lehrlinge und Anlern- 
linge in der privaten Wirtschaft vom 25. Fe- 
bruar 1943 (RArbBl. I S. 164) ebenfalls an 
die geänderte Rechtslage anzupassen ist. 

b) Ferner wird um Prüfung im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens gebeten, 
ob nicht auch § 90 a des Allgemeinen Berg- 
gesetzes und die entsprechenden Vorschrif- 
ten der übrigen Berggesetze geändert wer- 
den müssen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


i. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates zu Nr. 2 Buchstabe c (§ 4 
Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz), zu Nr. 3 (§ 4 Abs. 2), 
zu Nr. 5 (§ 4 Abs. 3 Satz 2), zu Nr. 11 (§ 18 Abs. 1 
Satz 1) und zu Nr. 12 (§ 18 Abs. 2 Satz 1) zu. 


11. Zu den übrigen Vorschlägen | 

Zu Nr. 1 Buchstabe a 

Die Prüfung dieser Frage im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens wird zugesagt. 

Zu Nr. 1 Buchstabe b ^ 

Der Bundesrat empfiehlt zu prüfen, ob die Ver- ! 
pflichtung zur Lohnfortzahlung „auf das Arbeitsent- ■ 
gelt abzüglich der daraus anfallenden Steuern be- } 
schränkt'' werden sollte. j 

Die Bundesregierung hat erhebliche Bedenken j 
grundsätzlicher und praktischer Art gegen eine 
solche Regelung, ist jedoch bereit, diese Frage im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
noch einmal zu prüfen. 

Zu Nr. 2 Buchstabe a 

Der Bundesrat schlägt vor, durch einen Zusatz in 
§ 4 Abs. 1 Satz 2 zu bestimmen, daß die dem Arbeit- | 
geber vorzulegende ärztliche Bescheinigung ohne ' 
Zustimmung des Arbeitnehmers keine Angaben 
über die Art der Krankheit enthalten dürfe. | 

Die Bundesregierung stimmt mit dem Anliegen des 
Bundesrates sachlich überein, ist jedoch der Auffas- 
sung, daß ihm bereits mit der jetzigen Fassung hin- 
reichend Rechnung getragen ist. Der vorgeschlagene 
Zusatz kann im übrigen zu der unbefriedigenden 
Auffassung führen, daß der Arbeitnehmer aus- 
nahmslos dem Arbeitgeber gegenüber Angaben 
über die Art der Krankheit verweigern darf, also 
auch dann, wenn der Arbeitgeber — z. B. wegen 
einer ansteckenden Krankheit des Arbeitnehmers I 
— ein berechtigtes Interesse an näherer Aufklä- | 
rung hat und der Arbeitnehmer auf Grund seiner | 
Treuepflicht zu dieser Aufklärung verpflichtet ist. 

j 

Zu Nr. 2 Buchstabe b 

Dem Wunsche des Bundesrates nach einer sprach- 
lichen Verbesserung trägt die Bundesregierung da- 
durch Rechnung, daß in § 4 Abs. 1 Zeilen 8 und 9 I 
die Worte „für die gesetzliche Krankenversicherung 
zuständigen" gestrichen werden. 


Zu Nr. 4 

Der Bundesrat schlägt vor, § 4 Abs. 3 dahin zu er- 
gänzen, daß der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates bestimmen könne, welche 
Stellen im Ausland dem vertrauensärztlichen Dienst 
entsprächen. 

Die vorgeschlagene Ergänzung erscheint entbehrlich. 
Es reicht insoweit aus, wenn, wie in der Regierungs- 
vorlage vorgesehen, Regelungen auf Grund zwi- 
schenstaatlicher Vereinbarungen erfolgen. Die in 
diesen Vereinbarungen bestimmten ausländischen 
Stellen können jeweils im Verwaltungswege be- 
kanntgemacht werden. Ohne solche Vereinbarungen 
wäre die Bundesregierung außerstande, Stellen in 
den einzelnen ausländischen Staaten zu bestimmen, 
die entsprechende Bescheinigungen ausstellen könn- 
ten und dazu auch bereit wären. 

Zu Nr. 6 

Der Bundesrat schlägt vor zu bestimmen, daß der 
Arbeitgeber auch die Kosten der ihm vom Arbeit- 
nehmer vorzulegenden ärztlichen Bescheinigung zu 
tragen habe. 

Diesem Vorschlag stimmt die Bundesregierung 
nicht zu. Es entspricht dem geltenden Recht, daß 
der Arbeitnehmer dann, wenn er ohne besonderes 
Verlangen des Arbeitgebers zur Vorlage einer ärzt- 
lichen Bescheinigung verpflichtet ist, die Kosten 
hierfür zu tragen hat. Die Frage der Kostentragung 
für diese Bescheinigung hat praktisch überdies nur 
wenig Bedeutung, da der vom Arbeitnehmer aufge- 
suchte Arzt in der Regel — vor allem dann, wenn 
es sich um der gesetzlichen Krankenversicherung 
unterliegende Arbeitnehmer handelt — keine be- 
sonderen Gebühren für die Arbeitsunfähigkeitsbe- 
scheinigung berechnet. 

Zu Nr. 7 

Der Bundesrat empfiehlt zu prüfen, ob der in § 8 
Abs. 1 Buchstabe a niedergelegte Zuschlag in Höhe 
von 3 V. H. der Höhe nach angemessen oder ein 
solcher von 3 V 2 v. H. erforderlich sei. 

Auf Grund der Empfehlung des Bundesrates hat die 
Bundesregierung den Komplex erneut geprüft und 
schlägt für § 8 Abs. 1 der Regierungsvorlage nun- 
mehr die folgende Fassung vor: 

„(1) In Heimarbeit Beschäftigte und ihnen nach 
§ 1 Abs. 2 Buchstaben a bis c des Heimarbeits- 
gesetzes vom 14. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 191) Gleichgestellte haben gegen ihren Auftrag- 
geber oder, falls sie von einem Zwischenmeister be- 
schäftigt werden, gegen diesen, Anspruch auf Zah- 


17 



Drucksache IV/817 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


lung eines Zuschlags zum Arbeitsentgelt. Der Zu> j 
schlag beträgt j 

a) für Heimarbeiter (§ 1 Abs. i Buchstabe a 
des Heimarbeitsgesetzes) und die nach 
§ 1 Abs. 2 Buchstabe a des Heimarbeits- 
gesetzes Gleichgestellten dreieindrittel 
vom Hundert, 

b) für Hausgewerbetreibende (§ 1 Abs. 1 
Buchstabe b des Heimarbeitsgesetzes) i 
und die nach § 1 Abs. 2 Buchstaben b j 
und c des Heimarbeitsgesetzes Gleichge- ' 
stellten fünf vom Hundert 

des Arbeitsentgelts vor Abzug der Steuern und So- 
zialversicherungsbeiträge ohne Unkostenzuschlag 
und ohne die für den Lohnausfall an Feiertagen, 
den Urlaub und den Arbeitsausfall infolge Krank- 
heit zu leistenden Zahlungen. Der Zuschlag für die 
unter Buchstabe b aufgeführten Personen dient zu- 
gleich zur Sicherung der Ansprüche der von ihnen 
Beschäftigten." 

Zu Nr. 8 Buchstaben a und b 

I 

Die Bundesregierung folgt in beiden Punkten den 
Vorschlägen des Bundesrates in ihrem sachlichen 
Gehalt. Aus Gründen sprachlicher Klarstellung 
schlägt sie für § 8 Abs. 5 der Regierungsvorlage j 
folgende Fassung vor: | 


„(5) Auf die in den Absätzen 1 und 2 vorge- 
sehenen Zuschläge finden die §§ 23 bis 25, 27 und 
28, auf die in Absatz 1 dem Zwischenmeister gegen- 
über vorgesehenen Zuschläge außerdem § 21 Abs. 2 
des Heimarbeitsgesetzes entsprechende Anwendung. 
Für die Ansprüche der fremden Hilfskräfte der in 
Absatz 1 unter Buchstabe b genannten Personen auf 
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall gilt § 26 des 
Heimarbeitsgesetzes entsprechend. " 

Zu Nr. 9 

Die Bundesregierung hält eine Neufassung des § 9 
zum Zwecke der Klarstellung des Inhalts der Vor- 
schrift nicht für notwendig. 

Zu Nr. 10 

Der Bundesrat schlägt vor, in § 13 einen Satz des 
Inhalts anzufügen, daß Vorschüsse auf Antrag ge- 
währt werden können. 

Eine Zusatzbestimmung dieses Inhalts erscheint ent- 
behrlich, da sich aus § 16 Abs. 2 Nr. 2 bereits mit- 
telbar die Zulässigkeit der Gewährung von Vor- 
schüssen ergibt. 

Zu Nr. 13 Buchstaben a und b 

Die Prüfung dieser Fragen im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens wird zugesagt. 


18 



